
 

Gebührensatzung 
Zur Entwässerungssatzung (GS-EWS) der Gemeinde Witterda, 

Landkreis Sömmerda, für den Gemeindeteil Friedrichsdorf  
(Beschluss - Nr.:  12  -  03  - 2014) 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Witterda hat aufgrund des § 19 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- 
und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41),in der jeweils gültigen Fassung und aufgrund 
der §§ 2, 7, 7b, 10, 12 und 14 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBI. S. 301), in der jeweils gültigen 
Fassung, folgende Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (GS-EWS) der Gemeinde 
Witterda, Landkreis Sömmerda, für den Gemeindeteil Friedrichsdorf am 18. September 2014 
(Beschluss-Nr. 12 – 03 – 2014), in der jeweils gültigen Fassung beschlossen. 
 

§ 1 
Abgabenerhebung 

 
Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung:  
 
1. Benutzungsgebühren für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungseinrichtung  

(Grundgebühren, Einleitungsgebühren und Beseitigungsgebühren). 
 
2. Kosten für Grundstücksanschlüsse, soweit sie nicht Teil der öffentlichen 

Entwässerungseinrichtung sind. 
 

§ 2 
Gebührenerhebung 

 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung von anschließbaren 
Grundstücken, die nach § 10 Abs. 2 EWS mit einer Grundstückskläranlage zu versehen sind, 
Grund-, Einleitungs- und Beseitigungsgebühren bzw.  von nicht anschließbaren aber entsorgten 
Grundstücken Beseitigungsgebühren. 
 

§ 3 
Grundgebühr 

entfällt 
 

§ 4 
Einleitungsgebühr Schmutzwasserentsorgung 

 
(1) Die Einleitgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der 

Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt werden. 

 
Die Gebühr beträgt: 
I. aus Kleinkläranlagen in die Teilortskanalisation 12,55 €/m³ 
II. aus Biokleinkläranlagen in die Teilortskanalisation 0,99 €/m³. 

 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungsanlage 

zugeführten Wassermengen und die Wassermengen, die dem Abwassernetz aus anderen 
Anlagen zugeführt werden, abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder 
zurückgehaltenen Wassermengen. 

 
Die Wassermengen, die dem Abwassernetz aus anderen Anlagen (Brauchwassernutzung aus 
der Regenwasserrückhaltung, Brunnenanlagen, Wasserläufen, Grundwasserhaltungen oder 
Drainageanlagen) zugeführt  werden, sowie die Trinkwassermengen, die auf dem Grundstück 
verbraucht oder zurückgehalten werden, sind vom Gebührenpflichtigen nachzuweisen. Der 



 

Nachweis erfolgt durch vom Gebührenpflichtigen anzuschaffende, zu installierende und zu 
unterhaltende, von der Gemeinde jederzeit überprüfbare, gültig geeichte Wasserzähler. 

 
Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine 
Wassermenge von 20 m³/Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr 
durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Die Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. 

 
Die Wassermenge ist von der Gemeinde zu schätzen, wenn 

 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen 

Wasserverbrauch nicht angibt. 
 

§ 4 a 
Einleitgebühr Niederschlagswasserentsorgung 

 
(1) Die Einleitungsgebühr für die Niederschlagswasserentsorgung wird nach der 

Niederschlagswassermenge bemessen, die auf dem an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Grundstück anfällt und in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wird. 
Die Einleitungsgebühr für die Niederschlagswasserentsorgung für die öffentliche Einrichtung 
Friedrichsdorf beträgt 0,12 Euro je Quadratmeter versiegelter Grundstücksfläche und Jahr. 

 
(2) Maßstab für die Einleitungsgebühr Niederschlagswasserentsorgung sind die versiegelten  

Grundstücksflächen und deren Art der Versiegelung. Die versiegelten Grundstücksflächen 
eines Grundstücks (Abs.3) werden mit einem Faktor multipliziert, der unter Berücksichtigung 
des Grades der Wasserdurchlässigkeit und der Verdunstung für die einzelnen 
Versiegelungsarten festgesetzt wird (Abs.4). 

 
(3) Versiegelte Grundstücksflächen sind: 

1. die gesamten Grundflächen von Gebäuden oder baulichen Anlagen einschließlich der 
Dachüberstände, 

2. die Flächen der überdachten Terrassen, Freisitze o. ä., 
3. die Flächen, die mit einem wasserundurchlässigen oder teilweise wasserundurchlässigen 

Belag oder einer Überdachung versehen sind, 
4. die sonstigen regelmäßig entwässerten Flächen, soweit von diesen Flächen 

Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar in die öffentlichen Abwasseranlagen 
gelangt. Als angeschlossen gilt der Teil des Grundstückes, auf dem Regenwasser nicht 
oder nur teilweise einsickern kann und von dort in die öffentliche Entwässerungs-
einrichtung eingeleitet wird (unmittelbar) bzw. ohne leitungsmäßige Verbindung abfließt 
(mittelbar). Dabei ist unter Einleitung ohne leitungsmäßige Verbindung diejenige zu 
verstehen, bei der von versiegelten Flächen, die nicht direkt an die öffentliche 
Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist, Regenwasser oberirdisch aufgrund 
natürlichen Gefälles oder anderer Gegebenheiten so abgeleitet wird, dass es in die 
leitungsgebundene öffentliche Entwässerungseinrichtung gelangt. Wenn auf einem 
Grundstück Teilflächen vorhanden sind, die unterschiedliche Versiegelungsarten (Abs. 4) 
aufweisen, errechnen sich die gesamten versiegelten Grundstücksflächen nach Satz 1 aus 
der Summe aller versiegelten Grundstücksteilflächen mit dem jeweiligen Faktor für diese 
Teilfläche. 

 
(4) Der Faktor für die Berücksichtigung der Wasserdurchlässigkeit für die einzelnen 

Versiegelungsarten der versiegelten Grundstücksflächen wird wie folgt festgesetzt: 
1.  für wasserundurchlässige Flächen 1,00 wie z. B. Standarddächer, Flächen mit Asphalt, 

Beton, Schwarzdecke, fugenlose Plattenbeläge u. ä. sowie befestigte Flächen mit 
Fugendichtung, mit Fugenverguss oder mit Beton- bzw. Bitumenunterbau 

2. für wasserdurchlässige Flächen 0,50 wie z. B. Flächen mit Pflaster, Verbundsteinen, 
Platten u. ä. sowie befestigte Flächen ohne Fugendichtung, ohne Fugenverguss oder ohne 



 

Beton- bzw. ohne Bitumenunterbau (z. B. Natur-, Beton- und Kunststeinpflaster, außer den 
in Nr. 3 Genannten)  

3. sonstige befestigte Flächen 0,30 wie z. B. Flächen mit Rasengittersteinen, Ökopflaster, 
Schotter und Kiesbelägen sowie Gründächer 
Für andere Versiegelungsarten gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach Nummer 1 
bis 3, der der vorliegenden Versiegelung in Abhängigkeit der Wasserdurchlässigkeit am 
nächsten kommt. 

 
(5) Maßgebend für die Ermittlung der versiegelten Grundstücksflächen (Abs.3) und der Faktoren 

der einzelnen Versiegelungsarten (Abs.4) sind die Verhältnisse zum 30.06. des Jahres, in dem 
die Gebührenschuld (§17 Abs. 1) entsteht. 

 
(6) Wird durch die Vorhaltung und den Betrieb von privaten baulichen Anlagen zur 

Niederschlagswasserspeicherung und/oder Niederschlagswasserversickerung auf dem 
Grundstück die leitungsgebundene Entwässerungsanlage der Gemeinde entlastet und im 
Einzelfall nachweislich in zulässiger Weise von der der Gebührenerhebung zugrunde 
liegenden versiegelten Grundstücksfläche (Abs. 3) nicht das gesamte Niederschlagswasser in 
die öffentliche leitungsgebundene Entwässerungsanlage eingeleitet, kann die 
gebührenrelevante Fläche ab einem Mindestfassungs- und/oder Mindestspeichervolumen 
gekürzt werden. 
Eine Kürzung der versiegelten Grundstücksfläche erfolgt pro Anlage, wenn die bauliche 
Anlage zur Speicherung und/oder Versickerung von Niederschlagswasser 
a) ein Mindestfassungs- und/oder Mindestspeichervolumen von 2 cbm pro 50 qm versiegelter 

Grundstücksfläche, die an die Speicher- bzw. Versickerungsanlage angeschlossen ist, hat 
oder 

b) ein Mindestfassungs- und/oder Mindestspeichervolumen von 5 cbm aufweist. 
Bei Erfüllung einer der im Satz 2 Buchstabe a) oder b) genannten Voraussetzungen erfolgt  
pro Anlage eine Kürzung der versiegelten Grundstücksfläche von 15 qm pro cbm 
Fassungsvolumen der Niederschlagswasserspeicher-und/oderNiederschlags-
versickerungsanlage, maximal jedoch nur bis zur jeweiligen versiegelten 
Grundstücksfläche, die an die jeweiligen Niederschlagswasserspeicher und/ oder 
Niederschlagsversickerungsanlage angeschlossen ist. Wenn auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen zur Speicherung und/oder Versickerung von 
Niederschlagswasser vorhanden sind, errechnet sich die gesamten Kürzung der 
versiegelten Grundstücksfläche eines Grundstücks aus der Summe aller Kürzungen für 
jede Anlage nach den im Satz 1 bis 3 genannten Grundsätzen. Die jeweilige Anlage muss 
ganzjährig genutzt werden, bei erstmaliger Inbetriebsetzung oder Außerbetriebnahme 
innerhalb des Jahres erfolgt eine anteilige monatliche Berechnung, jeweils ab dem 
Folgemonat der Inbetriebsetzung bzw. der Außerbetriebnahme. Anträge auf Absetzung 
nicht eingeleiteter Niederschlagswassermengen sind schriftlich bis zum 15.01. des dem 
Abrechnungsjahr folgenden Kalenderjahres der Gemeinde schriftlich zu stellen. Nach 
diesem Termin eingehende Anträge auf Abwasserminderung (Abzugsmengen) bleiben 
unberücksichtigt. 

 
(7) Das anfallende Schmutzwasser infolge Regenwassernutzung (als Frischwasser in 

Brauchwasseranlagen) ist nach Maßgabe des § 4 gebührenpflichtig. 
 

§ 5 
Beseitigungsgebühr  

 
(1) Die Beseitigungsgebühr wird nach dem Rauminhalt der Abwässer berechnet, die von den 

nicht angeschlossenen Grundstücken und aus den Grundstückskläranlagen abgeschlossener 
Grundstücke abtransportiert werden. Der Rauminhalt der Abwässer wird mit einer geeigneten 
Messeinrichtung festgestellt. 

 
(2) Die Gebühr beträgt 44,12 €/m³ Abwasser (Fäkalschlamm und Fäkalwasser) aus einer 

Grundstücksanlage. 



 

 
§ 6 

Gebührenzuschläge  
 

(1) Für Abwässer, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlammbeseitigung (Beseitigung) 
Kosten verursacht, die die durchschnittlichen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser um 
mehr als 30 v.H. (Grenzwert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den Grenzwert 
übersteigenden Prozentsatzes des Kubikmeter Preises erhoben. 

 
(2) Absatz 1 gilt für Fäkalschlamm nur insoweit, als der Verschmutzungsgrad von Fäkalschlamm 

gewöhnlicher Zusammensetzung in einer Weise übertroffen wird, der den in Absatz 1 
genannten Kosten entsprechende Kosten verursacht. 

 
§ 7 

Entstehen der Gebührenschuld 
 

(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit der Einleitung von Abwasser in die Entwässerungsanlage. 
Die  Beseitigungsgebühr entsteht mit jeder Entnahme des Räumguts.  

(2) Die Grundgebührenschuld für anschließbare Grundstücke entsteht erstmals mit dem Tag, der 
auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Die Gemeinde teilt 
dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im Übrigen entsteht die 
Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der 
Jahresgrundgebührenschuld neu.  

 
§ 8 

Gebührenschuldner  
 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstückes oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechnet ist. 
Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes. 
Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

(2) Soweit Abgabenpflichtiger der Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstückes ist und 
dieser nicht im Grundbuch eingetragen ist oder sonst die Eigentuns- oder Berechtigungslage 
ungeklärt ist, so ist derjenige abgabenpflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der 
Abgabepflicht der Besitzer des betroffenen Grundstückes ist. Bei einer Mehrheit von Besitzern 
ist jeder entsprechend der Höhe seines Anteils am Mitbesitz zur Abgabe verpflichtet. 

 
§ 9 

Abrechnung, Fälligkeit und Vorauszahlung  
 

(1) Die Einleitung bzw. Beseitigung wir jährlich abgerechnet. Die Grund- und Einleitungs- bzw. 
Beseitigungsgebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
fällig. 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Februar, 15. August und 15. November eines jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Fünftels der Jahresrechnung des Vorjahres zu leisten. 
Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die Gemeinde die Höhe der 
Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 

 
§ 10 

Pflichten der Gebührenschuldner 
 

Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde die für die Höhe der Schuld maßgeblich 
Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderung – auf 
Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 

§ 11 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 



 

 
(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung 

und Beseitigung sowie für die Unterhaltung des Teiles des Grundstücksanschlusses im Sinne 
des § 1 Abs. 3 a. EWS, der sich nicht im öffentlichen Straßengrund befindet, sind der 
Gemeinde in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruches Eigentümer des Grundstückes oder 
Erbbauberechtigter ist. 

(3) Der Erstattungsbetrag wird drei Monate nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

§ 12 
Inkrafttreten  

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2014 in Kraft.  
(2) Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (GS-EWS) vom 19.01.2008 

außer Kraft.  
(3) Diese Satzung mit den jeweils eingefügten Änderungen tritt am 01. Januar 2020 in Kraft 
 


